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Der Bundesminister der Justiz 

2063 - 1 - 22 915/65 


Bonn, den 24. Januar 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Errichtung eines zentralen Instituts zur Ausbildung und 
Fortbildung von Strafvollzugsbediensteten 
hier: Punkt B 26 der Tagesordnung der 33. Justiz- 
ministerkonferenz in Bremen vom 27. bis 
29. Oktober 1965 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 25. Mai 1965 
- Drucksachen IV/3455, IV/3239 - 


Der 4. Deutsche Bundestag hat in seiner 187. Sitzung am 25, Mai 
1965 auf Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP 
beschlossen, die Bundesregierung zu ersuchen, durch den Herrn 
Bundesminister der Justiz auf der Justizministerkonferenz dar- 
auf hinzuwirken, daß zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Bundesländern ein Abkommen über die Errichtung, 
die Aufgaben und die Finanzierung eines zentralen Instituts 
zur Ausbildung und Fortbildung von Strafvollzugsbedienste- 
ten abgeschlossen wird. 

Der Antrag der Fraktionen geht auf eine Denkschrift des Bun- 
des der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands e. V. vom 
Mai 1964 zurück. Das wesentliche Anliegen dieser Denkschrift, 
die Schaffung einer zentralen Einrichtung für die Ausbildung 
und Fortbildung namentlich im gehobenen und höheren Voll- 
zugsdienst, war unter Punkt B Nr. 16 zum erstenmal Gegen- 
stand der Tagesordnung einer Justizministerkonferenz, nämlich 
der 32., vom 12. bis 14. Januar 1965 in Trier. 

Die Konferenz der Justizminister und -Senatoren hat die Auf- 
fassung vertreten, daß die Aus- und Fortbildungsmaßnahmen 
für alle Gruppen von Dienstkräften des Justizvollzugs inten- 
siviert werden müßten. Zu diesem Zweck sollten gemeinsame 
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Einrichtungen der Länder angestrebt werden und hierbei sollte 
auch geprüft werden, ob und inwieweit sich die Schaffung einer 
zentralen Ausbildungsstätte empfiehlt. 

Zur Erörterung der Einzelfragen und zur Ausarbeitung von 
Vorschlägen wurde ein Unterausschuß eingesetzt, dem die Lan- 
desjustizverw'altungen Nordrhein-Westfalen (Vorsitz), Bayern, 
Baden-Württemberg, Hessen und Niedersachsen angehörten. 
Das Bundesministerium der Justiz war eingeladen, sich an den 
Beratungen des Unterausschusses zu beteiligen. 

Im Hinblick auf die Entschließung des Deutschen Bundestages 
vom 25. Mai 1965 hatte das Bundesjustizministerium die Lan- 
desjustizverwaltungen und die Gefängnisbehörde der Freien 
und Hansestadt Hamburg gebeten, der Unterausschuß möge 
auch das Anliegen des Deutschen Bundestages in seine Er- 
wägungen einbeziehen. 

Auf meinen Vorschlag war die Errichtung eines zentralen Insti- 
tuts zur Ausbildung und Fortbildung der Strafvollzugsbedien- 
steten im Sinne des Beschlusses des Deutschen Bundestages 
vomx 25. Mai 1965 erneut auf die Tagesordnung für die 33. Justiz- 
ministerkonferenz in Bremen vom 27. bis 29. Oktober 1965 ge- 
setzt worden. 

Der oben erwähnte Unterausschuß ist in der Zeit vom 26. bis 
28. Juli 1965 in Düsseldorf zusammengetreten, über das Ergeb- 
nis seiner Erörterungen berichtete er dem Strafvollzugsaus- 
schuß der Länder, der auf seiner 25. Tagung vom 19. bis 
22. Oktober 1965 zunächst einige überregionale Fortbildungs- 
lehrgänge und Tagungen in einigen Ländern vorschlug. Die 
Konferenz der Justizminister und -Senatoren stimmte diesem 
Vorschlag zu und faßte folgende Entschließung: 

„Die mit der Denkschrift des Bundes der Strafvollzugsbedien- 
steten vom Mai 1964 erstrebte Intensivierung und Verein- 
heitlichung der Ausbildung und Fortbildung der Vollzugs- 
bediensteten ist im gegenwärtigen Zeitpunkt am besten und 
schnellsten dadurch zu erreichen, daß überregionale Lehr- 
gänge und Tagungen in einzelnen Bundesländern durchge- 
führt werden. 

Die Entscheidung über die Zweckmäßigkeit und Ausgestal- 
tung eines zentralen Instituts zur Ausbildung und Fortbil- 
dung von Strafvollzugsbediensteten kann erst getroffen wer- 
den, wenn ausreichende Erfahrungen bei der Durchführung 
der überregionalen Lehrgänge gesammelt worden sind. For- 
schungsvorhaben, wie sie in einigen Ländern von den Uni- 
versitäten im Zusammenwirken mit dem Vollzug bereits 
durchgeführt werden, sollen gefördert werden." 
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Bei dieser Sachlage sind die Voraussetzungen für ein Abkom- 
men über die Errichtung, die Aufgaben und die Finanzierung 
eines zentralen Instituts zur Ausbildung und Fortbildung der 
Strafvollzugsbediensteten im Sinne des Beschlusses des Deut- 
schen Bundestages vom 25. Mai 1965 noch nicht gegeben. 

Ich werde - sobald dies tunlich erscheint - anregen, das in dem 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 25. Mai 1965 zum 
Ausdruck gebrachte Anliegen erneut in die Tagesordnung einer 
künftigen Justizministerkonferenz einzubeziehen. 

Dr. Jaeger 
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